
Fragen und Antworten zur Internet-Anwendung und zu bestimmten steuermindernden 
Aufwendungen 
 
1. Welche Unterlagen werden mindestens benötigt, um ein tragfähiges Ergebnis des 
Alterseinkünfte-Rechners zu erzielen? 
Für die Nutzung des Alterseinkünfte-Rechners ist es hilfreich, Unterlagen über die Art und 
Höhe der erzielten Einkünfte, beispielsweise den Rentenbescheid und die 
Rentenanpassungsmitteilung, bereitzuhalten. 
 
2. Besteht eine Erklärungspflicht wegen des Erhalts einer Betriebsrente? 
Treffen eine Betriebsrente (steuerlich = Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit) und Einkünfte 
aus anderen Einkunftsarten (beispielsweise Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung) 
zusammen, besteht regelmäßig eine Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteuer-
Erklärung. 
 
3. Gibt es eine Faustregel, ab welchem Jahrgang/Besteuerungsanteil mit hoher 
Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden kann, dass die Abgabe einer Erklärung 
notwendig ist? 
Nein, deswegen wird der Alterseinkünfte-Rechner zur Verfügung gestellt. 
 
4. Wie verbindlich ist der Alterseinkünfte-Rechner? 
Der Alterseinkünfte-Rechner ist ein kostenloser Service des Finanzministeriums des Landes 
Schleswig-Holstein für die Rentnerinnen und Rentner. Er berücksichtigt nur die gängigen 
Standardsachverhalte und kann daher insbesondere in besonders gelagerten Einzelfällen eine 
individuelle Berechnung nicht ersetzen. Eine Gewährleistung für die Richtigkeit der 
ausgewiesenen Ergebnisse besteht daher nicht. Gleichwohl bietet er Rentnerinnen und 
Rentnern bei Unsicherheit bzgl. der Steuererklärungspflicht einen Anhaltspunkt. Wenn nach 
Nutzung des Alterseinkünfte-Rechners weiterhin Unsicherheit hinsichtlich der 
Steuererklärungspflicht bestehen sollte, können Sie sich an Ihr zuständiges Finanzamt 
wenden. 
 
5. Muss ich Einkommensteuer zahlen, wenn der Alterseinkünfte-Rechner 
angibt, dass ich eine Einkommensteuer-Erklärung abgeben soll? 
Die Steuererklärungspflicht muss nicht zwangsläufig zu einer Belastung mit Einkommensteuer 
führen. Der Alterseinkünfte-Rechner kann diverse Sachverhalte (wie z. B. anrechenbare 
Lohnsteuer oder die Steuerermäßigung wegen haushaltsnaher Dienstleistungen), die zu einer 
Minderung der zu zahlenden Einkommensteuer führen, nicht abbilden. 
 
6. Was ist die Jahresbruttorente? Wie kann ich diese ermitteln? 
Die Jahresbruttorente ist die Rente vor allen Abzügen. Sie ergibt sich aus dem 
Rentenbescheid bzw. der Rentenanpassungsmitteilung. 
 
7. Warum muss die Jahresbruttorente des dem Jahr des Rentenbeginns folgenden 
Jahres eingetragen werden? 
Die Eingabe der Jahresrente des dem Rentenbeginn folgenden Jahres wird benötigt, um den 
sog. „Rentenfreibetrag“ zu ermitteln. Der „Rentenfreibetrag“ wird immer aus der vollen 
Jahresbruttorente ermittelt. Da die meisten Renten im ersten Jahr für weniger als zwölf Monate 
gezahlt werden, wird der endgültige „Rentenfreibetrag“ erst aus der vollen Jahresbruttorente 
des zweiten Rentenbezugsjahres ermittelt.  



Dieser einmal festgestellte „Rentenfreibetrag“ gilt für den restlichen Zeitraum des 
Rentenbezugs in unveränderter Höhe. 
 
8. Wie ermittele ich die einzutragenden Vorsorgeaufwendungen? 
Bei den einzutragenden Vorsorgeaufwendungen handelt es sich in der Regel um die 
Krankenversicherungs- und Pflegeversicherungsbeiträge. Diese ergeben sich aus der 
Rentenanpassungsmitteilung. 
 
9. Wie wird bei den außergewöhnlichen Belastungen die zumutbare Belastung 
errechnet? 
Außergewöhnliche Belastungen, zu denen insbesondere Krankheitskosten und Fahrtkosten 
behinderter Menschen gehören, werden bei der Berechnung der Einkommensteuer nur 
insoweit berücksichtigt, als die Aufwendungen die zumutbare Belastung übersteigen.  
Die Höhe der zumutbaren Belastung ist abhängig von der Höhe des Gesamtbetrags der 
Einkünfte, vom Familienstand und von der Zahl der Kinder. Die Anrechnung einer zumutbaren 
Belastung erfolgt, weil dem Steuerpflichtigen zugemutet werden kann, entsprechend seiner 
steuerlichen Leistungsfähigkeit einen gewissen Teil seiner Belastung ohne eine Beteiligung 
der Allgemeinheit selbst zu tragen.  
Der Alterseinkünfte-Rechner ermittelt die zumutbare Belastung automatisch. 
 
10. Besteht ein Zusammenhang zwischen dem Pflegegrad und einer Behinderung? 
Voraussetzung für die Geltendmachung von Pflegekosten als außergewöhnliche Belastungen 
ist, dass die gepflegte Person zum begünstigten Personenkreis zählt. Dazu gehören 
pflegebedürftige Personen, bei denen mindestens ein Schweregrad der Pflegebedürftigkeit i. 
S. d. §§ 14, 15 des Elften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI) besteht und Personen, bei denen 
eine erhebliche Einschränkung der Alltagskompetenz nach § 45a SGB XI festgestellt wurde. 
Pflegekosten von Personen, die nicht zu dem vorgenannten begünstigten Personenkreis 
zählen und ambulant gepflegt werden, können ohne weiteren Nachweis auch dann als 
außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden, wenn sie von einem anerkannten 
Pflegedienst nach § 89 SGB XI gesondert in Rechnung gestellt worden sind. (vgl. auch R 33.3 
Absatz 1 der Einkommensteuer-Richtlinien). 
 
11. Können Pflegeheimkosten abgesetzt werden? 
Wenn Sie pflegebedürftig sind, können die Aufwendungen für die Unterbringung in einem 
Pflegeheim nach Abzug der Leistungen der Pflegeversicherung und einer Haushaltsersparnis 
(diese ist abzuziehen, wenn der private Haushalt wegen der Heimunterbringung aufgelöst 
worden ist) grundsätzlich als außergewöhnliche Belastung unter Anrechnung einer 
zumutbaren Belastung anstelle des Pauschbetrags für behinderte Menschen berücksichtigt 
werden. Für den sich - wegen der zumutbaren Belastung – nicht auswirkenden Betrag kann 
wiederum eine Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen in Betracht kommen. 
 
12. Kann ich die Pflegeheimkosten in unbegrenzter Höhe absetzen? 
Die Pflegeheimkosten können steuerlich berücksichtigt werden, soweit die Aufwendungen den 
Umständen nach notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht übersteigen. 
 
13. Ist es möglich, bei den Punkten 2.5 (Pauschbetrag für Menschen mit Behinderung) 
und 2.6 (Pflege-Pauschbetrag) Eintragungen zu machen oder schließen diese sich 
gegenseitig aus? 



Die Eintragungen schließen sich nicht gegenseitig aus: Behinderte Menschen können für ihre 
behinderungsbedingten Aufwendungen den Behinderten-Pauschbetrag bekommen. Mit ihm 
sind laufende und typische Aufwendungen für die Hilfe bei den gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege und für einen erhöhten 
Wäschebedarf abgegolten.  
Wer eine andere Person selbst pflegt, kann die dadurch entstehenden Kosten als 
außergewöhnliche Belastungen geltend machen. Unter bestimmten, engen Voraussetzungen 
kann der Pflege-Pauschbetrag in Anspruch genommen werden. 
 
14. Bin ich schon deshalb zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflichtet, 
weil ich Vermietungseinkünfte habe? 
Allein die Tatsache, dass Vermietungseinkünfte vorliegen, führt nicht zwangsläufig zu einer 
Steuererklärungspflicht. Soweit keine Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (z. B. 
Lohneinkünfte oder Pensionen) vorliegen, besteht nur dann eine Pflicht zur Abgabe einer 
Einkommensteuer-Erklärung, wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte den Grundfreibetrag 

übersteigt. Bei zusammenveranlagten Ehegatten beträgt diese Grenze 19.968 (2022), bei 

Alleinstehenden 9.984 Euro (2022). Für 2021 lag der Grundfreibetrag bei 9.744 Euro bzw. bei 

19.488 Euro im Falle der Zusammenveranlagung.  
Wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit vorliegen (Lohneinkünfte, Pensionen), sind 
unter anderem dann Steuerklärungen abzugeben, wenn:  

• andere Einkünfte ohne Lohnsteuerabzug von jährlich mehr als 410 Euro vorliegen 
(z. B. Renten oder Vermietungseinkünfte);  

• Progressionseinkünfte von jährlich mehr als 410 Euro vorliegen (z. B. Arbeitslosen-, 
Kurzarbeiter- oder Elterngeld, ausländische Einkünfte); 

• Freibeträge im Lohnsteuerabzugsverfahren in Anspruch genommen wurden (z. B. 
Werbungskostenfreibeträge, Kinderfreibeträge; ausgenommen sind Freibeträge für 
Behinderte oder Hinterbliebene). 

 
17. In welchen Fällen kommt eine Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse und haushaltsnahe Dienstleistungen in Betracht? 
Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme haushaltsnaher 
Dienstleistungen in Ihrem in der Europäischen Union oder dem Europäischen Wirtschaftsraum 
liegenden Privathaushalt ermäßigt sich die Einkommensteuer auf Antrag um folgende Beträge: 
 

• 20 Prozent der Aufwendungen für eine geringfügige Beschäftigung (sog. Mini-Jobs i. S. 
d. Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV)), höchstens 510 Euro, 

• 20 Prozent der Aufwendungen für andere (sozialversicherungspflichtige) 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder für die Inanspruchnahme 
haushaltsnaher Dienstleistungen fremder Anbieter (z. B. Dienstleistungsagenturen), 
höchstens 4.000 Euro. 

Die Steuerermäßigung wird auch gewährt für die Inanspruchnahme von Pflege- und 
Betreuungsleistungen sowie für Aufwendungen, die einem Steuerpflichtigen wegen der 
Unterbringung in einem Heim oder zur dauernden Pflege erwachsen, soweit darin Kosten für 
Dienstleistungen enthalten sind, die mit denen einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. 
 
Zu den haushaltsnahen Tätigkeiten, die im Rahmen eines begünstigten 
Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt werden können, gehören u. a. die Zubereitung von 
Mahlzeiten im Haushalt, die Reinigung der Wohnung des Steuerpflichtigen, die Gartenpflege 



und die Pflege, Versorgung und Betreuung von Kindern, kranken, alten oder pflegebedürftigen 
Menschen. Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen gehören nur Tätigkeiten, die sonst 
gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt werden, für die eine 
Dienstleistungsagentur oder ein selbständiger Dienstleister in Anspruch genommen wird und 
die nicht zu handwerklichen Tätigkeiten gehören (z. B. die Tätigkeit eines selbständigen 
Fensterputzers oder Pflegedienstes). Begünstigt sind nur die Arbeits- und Fahrtkosten 
einschließlich der darauf entfallenden Umsatzsteuer, nicht die Materialkosten.  
Für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse und für haushaltsnahe Dienstleistungen ist Voraussetzung, dass 
Sie für die Aufwendungen eine Rechnung erhalten haben und die Zahlung auf das Konto des 
Erbringers der Leistung erfolgt ist.  
Der Alterseinkünfte-Rechner kann die Steuerermäßigung wegen haushaltsnaher 
Beschäftigungsverhältnisse und haushaltsnaher Dienstleistungen jedoch nicht 
berücksichtigen.  
 
18. In welchen Fällen kommt eine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen in 
Betracht? 
Für alle handwerklichen Tätigkeiten, die in Ihrem Haushalt ausgeführt werden, ermäßigt sich 
die Einkommensteuer auf Antrag um  

• 20 Prozent des gezahlten Rechnungsbetrags, soweit dieser auf Arbeits- und 
Fahrtkosten einschließlich der darauf entfallenden Umsatzsteuer entfällt, höchstens 
1.200 Euro.  

Begünstigt sind handwerkliche Tätigkeiten, die von Mietern und Eigentümern für die zu 
eigenen Wohnzwecken genutzte Wohnung in Auftrag gegeben werden, unabhängig davon, 
ob es sich um regelmäßig vorzunehmende Renovierungsarbeiten oder um Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen handelt (z. B. Arbeiten an Innen- und Außenwänden, 
Erneuerung eines Bodenbelags, Modernisierung des Badezimmers, Reparatur von 
Haushaltsgeräten im Haushalt, Wartung von Heizungsanlagen). Auch Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsarbeiten auf dem Grundstück, z. B. Garten- und 
Wegebauarbeiten, gehören zu den begünstigten Tätigkeiten. Öffentlich geförderte 
Maßnahmen, für die zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse in Anspruch 
genommen werden (z. B der KfW-Bank, landeseigener Förderbanken oder Gemeinden), sind 
nicht begünstigt.  
Für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen ist 
Voraussetzung, dass Sie für die Aufwendungen eine Rechnung erhalten haben und die 
Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt ist.  
Der Alterseinkünfte-Rechner kann die Steuerermäßigung wegen Handwerkerleistungen 
jedoch nicht berücksichtigen. 


